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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die seit 1959 bestehende Zusammenarbeit der vier grossen Parteien in der Regierung
des Bundesstaates geriet gegen Jahresende in eine ernste Krise. Es ist eine Eigenheit
der schweizerischen Regierungsbildung, dass sie formell auf periodischen
Majorzwahlen durch das Parlament beruht, ohne dass für die Personenauslese ein
geregeltes zwischenparteiliches Verfahren besteht. So kommt es immer wieder vor,
dass ein von einer Regierungspartei nominierter Kandidat in der Wahl unterliegt, da die
Parlamentsmehrheit einen anderen Vertreter der betreffenden Partei vorzieht. Schon
bei der ersten Regierungsbildung nach der «Zauberformel» 1959 wurde der
Sozialdemokrat Tschudi statt des von der SPS portierten Parteipräsidenten Bringolf
gewählt. Drei Jahre später unterlag der offizielle konservativ-christlichsoziale Kandidat
seinem Parteikollegen Bonvin. 1973 schliesslich wurden den offiziellen Kandidaten aller
drei grossen Bundesrats-Parteien innerparteiliche Konkurrenten vorgezogen.  In den 24
Jahren seit Einführung der sogenannten «Zauberformel» hatte deswegen noch nie
einer der vier Partner die Zusammenarbeit in Frage gestellt. Dies geschah jedoch bei
den Gesamterneuerungswahlen vom 7. Dezember 1983.

Spekulationen über mögliche Vakanzen wurden schon früh angestellt. Hatten doch im
Vorjahr die Demissionäre Hürlimann und Honegger ihren gemeinsamen Schritt damit
begründet, dass 1983 das gleichzeitige Ausscheiden von drei oder vier Bundesräten
vermieden werden müsse. So begann man mit dem Rücktritt Willi Ritschards und
Georges-André Chevallaz zu rechnen. Schon im Sommer zirkulierten zahlreiche Namen
möglicher Nachfolger und rückten die politischen Spannungsfronten vermehrt ins
öffentliche Blickfeld.

Anfang Oktober wurden die offiziellen Rücktrittserklärungen bekanntgegeben. So kam
die Diskussion über die Nachfolge noch vor den Parlamentswahlen in Gang. Im
Mittelpunkt stand die von der SP-Parteispitze begünstigte Kandidatur der Zürcher
Nationalrätin Lilian Uchtenhagen (sp), die wegen ihres erheirateten
basellandschaftlichen Heimatscheins wählbar war. Auf freisinniger Seite galt der
Waadtländer Staats- und Nationalrat Jean-Pascal Delamuraz als Favorit. Beide Anwärter
waren aber innerhalb wie ausserhalb ihrer Parteien nicht unumstritten.
Besonderes Interesse erregte es, dass erstmals die Wahl einer Frau in die
Landesregierung in greifbare Nähe rückte. Wie üblich spielten regionale
Vertretungsansprüche eine Rolle. So machte man in Genf nachdrücklich geltend, dass
man seit 1919 nicht mehr zum Zuge gekommen war. Die von Ritschard vertretene
Nordwestschweiz schien ihrerseits ein Recht auf Berücksichtigung zu haben,
desgleichen der seit 1979 bundesratslose Kanton Bern. Gegen Kandidaten, die in Zürich
und in der Ostschweiz zu Hause waren, gab man zu bedenken, dass dieser Landesteil
bereits drei von sieben Regierungssesseln besetzt hielt. 

Die öffentliche Debatte drehte sich in einem ganz ungewohnten Mass um persönliche
Eigenschaften der Hauptkandidaten. Lilian Uchtenhagen wurde in geradezu peinlicher
Weise auf ihre Kommunikationsfähigkeit und seelische Belastbarkeit untersucht. Gegen
Delamuraz wurde eine private «Affäre» aufgetischt, doch vermochte sich der robuste
Vollblutpolitiker der Trübung seines Image besser zu erwehren als seine weibliche
Kollegin.

Eine weitere emotionale Komponente erhielt der Kampf um die vakanten
Bundesratssitze, als Willi Ritschard am 16. Oktober ganz unerwartet an einem
Herzversagen starb. Aus den zahlreichen Würdigungen seiner volksverbundenen
Persönlichkeit, seiner Leistungen und seiner «Vision einer besseren Schweiz» trat da
und dort das Bild eines idealen Bundesrates hervor. Er hatte sich für seine Ablösung
durch eine Frau ausgesprochen. Dass Lilian Uchtenhagen seine Wunschnachfolgerin
gewesen sei, konnte jedoch nicht überzeugend belegt werden.

Sechs sozialdemokratische Kantonalparteien präsentierten den nationalen
Entscheidungsgremien der SP ihre Kandidaten, bei denen die politische und die
bürgerrechtliche Heimat nicht in allen Fällen übereinstimmte. Portiert wurden neben
Lilian Uchtenhagen (ZH) die Nationalräte Hans Schmid (SG) und Kurt Meyer (BE),

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.09.1983
JÜRG SIEGENTHALER

01.01.65 - 20.04.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ständerat Edi Belser (BL) sowie die Ex-Nationalräte Otto Stich (SO) und Arthur Schmid
(AG). Sowohl im Parteivorstand wie in der Fraktion setzte sich Lilian Uchtenhagen
durch, in der Fraktion allerdings erst im zweiten Wahlgang. Auf sie folgten Hans Schmid
und Otto Stich; die übrigen waren schon nach der ersten Runde zurückgetreten. 
Die Fraktion der FDP hatte unter drei kantonalen Kandidaturen auszuwählen. Der
Waadtländer Delamuraz siegte — im dritten Wahlgang — vor dem neuen Genfer
Ständerat Robert Ducret und dem ehemaligen Tessiner Nationalrat Pier Felice Barchi.

Die knappen Ergebnisse liessen die Wahlen in der Vereinigten Bundesversammlung
noch völlig offen erscheinen. Die Nominierung der liberalen Genfer Ständerätin
Monique Bauer neben Lilian Uchtenhagen durch die unabhängige und evangelische
Fraktion blieb zwar blosse Demonstration; die Erkorene lehnte eine Kandidatur sogleich
ab. Doch die sozialdemokratische Kandidatin begegnete in bürgerlichen Kreisen
fortgesetztem Widerstand. Dieser verschärfte sich eher noch, als SPS-Präsident
Hubacher in einem Interview drohte, seine Partei werde nicht jede Alternative
akzeptieren; sollte die Wahl auf jemand fallen, der im internen Ausleseverfahren nur
minimale Unterstützung erhalten habe, so werde ein Parteitag über den Rückzug aus
der Landesregierung befinden. Freisinnigerseits wurde dies als Erpressungsversuch
gewertet; die FDP schien demgegenüber der Durchsetzung ihrer offiziellen Nomination
weniger Gewicht beizumessen. 1

Unmittelbar vor dem Wahltag verringerte sich die Zahl der in Betracht kommenden
sozialdemokratischen Ausweichkandidaten. Der eher linksstehende, im parteiinternen
Nominationsverfahren zweitplacierte Hans Schmid, ein sankt-gallisch/aargauischer
Doppelbürger, sah sich ausgeschaltet, als das Büro der Vereinigten Bundesversammlung
sich einem Gutachten anschloss, das von ihm schon vor der Wahl die Preisgabe seines
sankt-gallischen Zweitbürgerrechts verlangte. Unter den im bürgerlichen Lager
genehmeren Anwärtern erklärten Fritz Reimann, Präsident des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, und — nach Presseberichten nicht ganz freiwillig —
Bundeskanzler Buser ihren Verzicht. So einigten sich die Gegner Lilian Uchtenhagens
(sp, ZH) in letzter Stunde auf Otto Stich (sp, SO). Dieser erreichte denn auch im ersten
Wahlgang knapp das absolute Mehr. Der offizielle freisinnige Kandidat Delamuraz
drang ebenfalls im ersten Wahlgang durch; eine sozialdemokratische «Retourkutsche»
war nicht zu erkennen. Die bisherigen Bundesräte wurden problemlos wiedergewählt;
Pierre Aubert fand diesmal mehr Anerkennung als vier Jahre zuvor. Anstelle des
verstorbenen Vizepräsidenten Willi Ritschard gelangte Leon Schlumpf ohne Vorstufe
gleich ins Bundespräsidium.

Stich erhielt 124 Stimmen, Uchtenhagen 96, Delamuraz 130, Ducret 53.

Bisherige BR: Furgler 198 Stimmen, Schlumpf 189, Egli 185, Friedrich 175, Aubert 151.

Otto Stich wurde die Annahme der Wahl von seiner Partei zwar nicht verwehrt, doch
diese ging daran, die Drohung ihres Präsidenten wahrzumachen. Der Vorstand berief
auf den Februar 1984 einen ausserordentlichen Parteitag ein. Bereits vor Jahresende
zeigte es sich, dass die Frage der Bundesratsbeteiligung in der SPS eine ernste Krise
auslösen würde. Der Neugewählte betonte schon vor seinem Amtsantritt seine
Unabhängigkeit gegenüber der bürgerlichen Mehrheit. So sprach er sich für eine
Lockerung des Kollegialitätsprinzips aus, damit ein Bundesrat nicht mehr zur
Bekämpfung einer Volksinitiative seiner Partei verpflichtet sei.

Das ungewohnte Geschehen fand in den Pressekommentaren sehr unterschiedliche
Erklärungen. Namentlich aus Frauenkreisen wurde die Nichtwahl Lilian Uchtenhagens
als Ausdruck der fortgesetzten Diskriminierung des weiblichen Geschlechts gedeutet.
Bürgerlicherseits machte man daraus einen Fall Hubacher (sp, BS); der SPS-Präsident
habe mit seinen Druckversuchen gegenüber der Parlamentsmehrheit wie gegenüber
eigenen Parteigenossen den Scherbenhaufen provoziert. Wissenschaftliche Beobachter
verwiesen auf die Polarisierung zwischen der SP und ihren bürgerlichen
Regierungspartnern, denen es ihre Mehrheitsstellung erlaube, die Ergebnisse der
Konkordanz einseitig zu bestimmen. So seien 1982 die Kandidaten der FDP und der CVP
trotz ihrer Rechtsorientierung durchgesetzt worden; der linksgerichteten SP-
Vertreterin habe man jedoch nicht Gegenrecht gewährt. Auch ausserhalb der SP begann
man sich da und dort zu fragen, ob das System der Konkordanzdemokratie an ein Ende
gelangt sei. Bescheidenere institutionelle Konsequenzen zog die SVP: in einer Motion
beantragte sie eine Neuinterpretation der Verfassungsbestimmung, dass nicht mehr als
ein Bundesrat aus dem gleichen Kanton stammen dürfe; anstelle des Heimatortes solle

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1983
JÜRG SIEGENTHALER
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künftig der Wohnort für die Zugehörigkeit massgebend sein. 2

Bei einem absoluten Mehr von 118 Stimmen wählte die Vereinigte Bundesversammlung
am 1. Februar 1989 im ersten Wahlgang mit 124 Stimmen Kaspar Villiger zum neuen
Bundesrat; 35 Stimmen entfielen auf Franz Steinegger (fdp, UR), 33 auf Monika Weber
(ldu, ZH) und 19 auf Liliane Uchtenhagen (sp, ZH). Mit dieser Wahl wurden gleich zwei
Traditionen gebrochen: Zum ersten Mal seit der Gründung des Bundesstaates ist der
Kanton Zürich nicht mehr in der Landesregierung vertreten und zum ersten Mal seit
1875 stammt ein freisinniger Bundesrat aus einem ehemaligen Sonderbundskanton. 3

WAHLEN
DATUM: 01.02.1989
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Personal

«Walter Buser galt als vorsichtig und besonnen [...], ein Schaffer im Hintergrund,
ehrgeizig und zuverlässig», war im Nachruf über den ersten und einzigen Bundeskanzler
der SP im Tages-Anzeiger zu lesen. 1926 geboren, studierte Buser
Rechtswissenschaften und war nebenher für sozialdemokratische Tageszeitungen als
Redaktor tätig – später war er Chefredaktor der «Sozialdemokratischen
Bundeshauskorrespondenz». Nach einer ausserordentlichen Professur an der
Universität Basel trat er 1965 in die Bundesverwaltung ein und leitete dort den Rechts-
und Informationsdienst des EDI. 1968 wurde er Vizekanzler und 1981 wurde er in einer
Kampfwahl gegen Konkurrenten aus der CVP und der SVP zum Bundeskanzler gewählt.
Ursächlich dafür, dass er im vierten Wahlgang vor allem auch von der FDP unterstützt
wurde, waren die guten Kontakte Busers zu den Medien. In seiner 10-jährigen Amtszeit
führte Walter Buser denn auch ein, dass die Regierung regelmässig Pressekonferenzen
abhielt, und war federführend bei der Broschüre «Der Bund – kurz erklärt», die in
einfacher Sprache das politische System der Schweiz erklärt und auch heute noch
regelmässig neu verfasst wird. Buser war zudem treibende Kraft bei der Reform des
Abstimmungsverfahrens für Volksinitiativen mit Gegenentwurf. 
Fast wäre Walter Buser auch Bundesrat geworden. Er spielte nämlich eine Nebenrolle
bei der Nichtwahl von Lilian Uchtenhagen (sp, ZH). Weil die designierte
Sozialdemokratin den Bürgerlichen nicht genehm war, streckten diese ihre Fühler nach
einem Sprengkandidaten aus und fragten dabei auch den amtierenden Bundeskanzler
an. Dieser soll aber nach einem Gespräch mit dem damaligen SP-Parteipräsidenten
Helmut Hubacher (sp, BS) abgesagt haben. Buser ging 1991 in Pension und übernahm
1993 die Präsidentschaft des Forum Helveticum. Mitte August 2019 verstarb der
gebürtige Baselbieter im Alter von 93 Jahren. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.08.2019
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Insgesamt 62 Parlamentarierinnen und Parlamentarier verzichteten auf eine
Verteidigung ihres Mandats; darunter waren sechs bisherige Nationalräte, welche nun
für den Ständerat kandidierten. Namentlich unter den zurücktretenden Zürcher
Deputierten fanden sich einige bekannte Persönlichkeiten. Der zusammen mit Helmut
Hubacher (sp, BS) amtsälteste Nationalrat Paul Eisenring (cvp) zog sich nach 28 Jahren
zurück; mit dem freisinnigen Nationalratspräsidenten Ulrich Bremi (16 Jahre im
Parlament), Sigmund Widmer (ldu, 17 Jahre im Parlament), Peter Spälti (fdp, 8 Jahre im
Parlament) und der sozialdemokratischen Liliane Uchtenhagen (20 Jahre im Parlament)
verabschiedeten sich vier weitere bekannte Persönlichkeiten aus der Volkskammer.
Andere prominente zurücktretende Nationalratsangehörige waren der ehemalige SGB-
Präsident Fritz Reimann (sp, BE), der Oststaatenexperte Peter Sager (svp, BE), der
Finanzexperte Hans-Rudolf Feigenwinter (cvp, BL), Felix Auer (fdp, BL) und Paul Zbinden
(cvp, FR). Von den 32 Nationalrätinnen traten neben der oben erwähnten Lilian
Uchtenhagen auch Susi Eppenberger (fdp, SG), Françoise Pitteloud (sp, VD) — sie war
mit 40 Jahren die jüngste abtretende Nationalrätin — und die 43jährige Grüne Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL) zurück. Im Ständerat verzichteten unter anderem Esther
Bührer (sp, SH), Jakob Schönenberger (cvp, SG), Bruno Hunziker (fdp, AG), Robert
Ducret (fdp, GE) und Arthur Hänsenberger (fdp, BE) auf eine weitere Kandidatur.

Vergleichszahlen Rücktritte (National-/Ständerat): 1975: 33/8; 1979: 45/14; 1983: 43/8;
1987: 49/16; 1991: 53/9. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 05.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil national admit également trois postulats reflétant les préoccupations des
parlementaires telles qu'elles apparurent lors du débat. Ainsi, le texte du groupe
radical-démocratique (Po. 88.820) demanda soit des mesures supplémentaires soit une
accélération de celles existant afin de pouvoir faire face à toute éventualité dans le
cadre de l'intégration européenne. Si le postulat Maître (pdc, GE; Po. 89.372) souhaita
une contribution active à l'Europe des régions, celui de la députée Uchtenhagen (ps,
ZH; Po. 88.861) sollicita une participation helvétique aux efforts de réduction des
inégalités en Europe. 
Par ailleurs, le Conseil fédéral fut prié, par le postulat de la commission des affaires
étrangères (Po. 89.699) de la chambre du peuple, de présenter un nouveau compte
rendu d'ensemble sur l'Europe, analysant la neutralité et les aspects institutionnels des
relations de la Suisse avec la CE. 6

POSTULAT
DATUM: 23.06.1989
BRIGITTE CARETTI

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Pour avoir brisé le secret de fonction en divulgant à un hebdomadaire alémanique une
information relative à la nomination potentielle de David de Pury au sein du Comité du
CICR - voire à sa présidence -, la socialiste zurichoise Lilian Uchtenhagen a été
contrainte de démissionner dudit comité sous l'insistance du président de
l'organisation, Cornelio Sommaruga. Cette annonce avait en son temps soulevé un
véritable tolé au sein des milieux humanitaires, estimant que la vision du monde du
coauteur du "Livre blanc" n'était guère compatible avec le mandat du CICR. 7

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.06.1996
LIONEL EPERON

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

Nationalrat Hubacher (sp, BS) ersuchte den Bundesrat mit einem Postulat, von der
Kartellkommission untersuchen zu lassen, ob der Hypothekarbeschluss der Banken
vom Juni nicht einen Missbrauch im Sinne des Kartellgesetzes darstelle. In einem
weiteren Postulat regte Lilian Uchtenhagen (Po. 80.456) (sp,ZH) die Einführung einer
Preisüberwachung für die Hypothekarzinsen an. Beide Vorstösse wurden in der
Wintersession an den Bundesrat überwiesen. 8

POSTULAT
DATUM: 18.09.1980
REGINA ESCHER

Banken

Gerichtliche Prozesse in Italien gegen Angestellte von Schweizer Banken, denen die
Beihilfe bei der Umgehung von dort geltenden Devisenbestimmungen vorgeworfen
wurde, und Beschuldigungen durch nichtoffizielle französische Stellen nach dem
Regierungswechsel in unserem westlichen Nachbarland verhalfen der Problematik der
Fluchtgelder zu neuer Aktualität. Lilian Uchtenhagen (sp, ZH) verlangte im Nationalrat
mit einer Motion die Überführung der 1977 zwischen der Nationalbank und der
Bankiervereinigung abgeschlossenen freiwilligen «Vereinbarung über die
Sorgfaltspflicht bei der Entgegennahme von Geldern und die Handhabung des
Bankgeheimnisses» ins ordentliche Recht. Dabei sollen ihrer Ansicht nach auch
Treuhänder und Kapitalgesellschaften diesen Bestimmungen unterstellt werden. Die
Behörden beurteilten das bisherige Funktionieren des Gentlemen's Agreement als
derart zufriedenstellend, dass sich eine Legiferierung nicht aufdränge. Immerhin soll
das Anliegen im Rahmen der für 1982 vorgesehenen Revision des Bankengesetzes
überprüft werden; im Einverständnis mit der Regierung überwies das Parlament die
Motion als Postulat. 9

MOTION
DATUM: 18.12.1981
HANS HIRTER
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Börsen

In der Frage, ob eine Vereinheitlichung des schweizerischen Wertpapierhandels auf
dem Konkordatsweg oder über ein eidgenössisches Rahmengesetz vorzunehmen sei,
zeichnete sich eine Lösung ab. Die Vereinigung der Schweizer Börsen beschloss, ihren
Widerstand gegen eine bundesstaatliche Regelung, wie sie insbesondere von der
Nationalbank gefordert worden war, aufzugeben. Auch der Nationalrat scheint einer
nationalen Regelung den Vorzug zu geben: er überwies eine aus dem Vorjahr
stammende Motion Eisenring (cvp, ZH) (Mo. 88.594) für die Schaffung eines
Börsengesetzes als Postulat. Die bereits im August 1988 vom Finanzdepartement in
dieser Sache eingesetzte Studiengruppe muss auch überprüfen, ob in dieses neue
Gesetz Bestimmungen über einen verbesserten Anlegerschutz aufgenommen werden
sollen. Dies hatte Nationalrätin Uchtenhagen (sp, ZH) in einer im Berichtsjahr als
Postulat überwiesenen Motion (Mo. 88.803) verlangt. 10

MOTION
DATUM: 29.11.1989
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Au cours des délibérations parlementaires, le projet du gouvernement a subi des
modifications qui ont restreint l'apport fiscal. La commission du Conseil national,
présidée par la socialiste zurichoise Lilian Uchtenhagen (ps, ZH), obtint un large
consensus pour une version qui tempérait quelque peu, d'une part, les taux de l'ICHA
(6.2% pour les détaillants et 9.3% pour les grossistes en lieu et place de respectivement
6.4% et 9.6%) et augmentait encore, d'autre part, les déductions sociales, tout en
renonçant aux rabais sur les montants de l'impôt à payer. Ces remaniements
réduisirent les recettes supplémentaires escomptées de 30%. Cependant, la
commission déposa deux motions. La première visait à remédier aux inégalités et aux
distorsions de concurrence engendrées par le système de l'ICHA perçu en une seule
phase. La seconde, votée par la commission à une faible majorité, demandait – tout
comme une motion radicale de l'année précédente – que l'on établît un programme
d'appui destiné à prendre la relève des mesures d'économie limitées dans le temps et
adoptées par le peuple et les cantons en 1980 (réduction des subventions et des
rétrocessions aux cantons). 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1981
PETER GILG

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Aus Anlass von 700 Jahren Eidgenossenschaft, 20 Jahren Frauenstimmrecht und zehn
Jahren Verankerung der Gleichstellung in der Bundesverfassung luden die
Bundesparlamentarierinnen für den 7. und 8. Februar zu einer zweitägigen
Frauensession ein. Rund 250 Frauen nahmen in Referaten und Arbeitsgruppen eine
Standortbestimmung vor und stellten Forderungen für die Verwirklichung der
Gleichberechtigung. Stellvertretend für die Parlamentarierinnen der ersten Stunde
sprachen die noch aktiven Rätinnen Uchtenhagen (sp, ZH) und Meier (cvp, LU) über den
'langen Marsch der Frauen nach Bern'. Besonderen Beifall fand die Feststellung Josi
Meiers, die Schweizerinnen hätten in diesen zwanzig Jahren bewiesen, dass die Frau
tatsächlich ins Haus gehöre – nämlich ins Gemeindehaus und ins Bundeshaus! Am
zweiten Tag der Frauensession wurde eine Resolution der Vorbereitungsgruppe als zu
unverbindlich zurückgewiesen. Stattdessen wurden – ohne darüber abzustimmen –
konkrete Forderungen gestellt wie beispielsweise eine frauenfreundliche 10. AHV-
Revision, gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, eine stärkere Frauenvertretung in
sämtlichen politischen Gremien, mehr Hausarbeit für Männer und mehr ausserfamiliäre
Beschäftigung für Frauen. Die Frauen verlangten zudem Solidarität mit den Frauen der
Dritten Welt und eine Ächtung des Krieges als männlicher Form der Konfliktlösung. 12
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Nicht nur ein schärferes Profil, sondern eine neue Identität suchte man weiterhin in
der Sozialdemokratischen Partei (SP), die in den letzten Jahren noch ernstere
Wahlverluste erlitten hat als die CVP. Dabei kam neben den beiden antagonistischen
Flügeln, dem traditionell gewerkschaftlich-sozialpolitischen und dem von den neuen
Bewegungen inspirierten «grünen», auch eine Tendenz zum Ausdruck, welche die
Partei auf einen pragmatischeren Kurs zu führen strebt. Indem sie auf die Bedürfnisse
der Marktwirtschaft eingeht, möchte sie gerade dem kleineren Unternehmertum
gegenüber das Image der Wirtschaftsfeindlichkeit abstreifen. Den Kontakt mit einem
dynamischen Unternehmertum suchte auch eine Studientagung über die neuen
Technologien zu fördern, die von der Präsidentin der Wirtschaftskommission der SPS, L.
Uchtenhagen, organisiert wurde, an der aber mit den Referenten N. Hayek und P.
Arnold eher die Optik der Grosskonzerne vertreten war. Parteipräsident H. Hubacher
forderte seinerseits dazu auf, den Gegebenheiten mehr Rechnung zu tragen. Da die
Bevölkerung sich in der Schweiz trotz aller Kritik im Grunde doch wohl fühle, müsse
man in der Opposition Mass halten und sich von allzu radikalen Tendenzen – wie etwa
einer prinzipiellen Armeegegnerschaft – abgrenzen. Für eine Abgrenzung gegenüber
sozialistischen Diktaturen, Bürokratie und utopischen Fixierungen plädierte auch der
Genfer Nationalrat R. Longet. Im Sinne der ökologischen Tendenz und zugleich einer
praxisnahen Parteitätigkeit gab das Zentralsekretariat ein Handbuch über Umwelt-,
Energie- und Verkehrsfragen heraus, das Kommunalpolitikern Informationen und
Anregungen bieten soll. 13
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